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„Tolle Idee“ soll die Würselener Verwaltung nicht belasten
VON CARSTEN ROSE

WÜRSELEN Als die Fraktion von
CDU/Grünen im Bauausschuss
mit der Idee aufwartete, die Dächer
von Bushaltestellen im Würselener
Stadtgebiet künftig zu begrünen
und mit kleinen Solarpanelen aus-
zustatten, sorgte die Wortwahl in
dem Antrag bei den übrigen Frak-
tionen für Verwirrung. Denn es las
sich so, als wollte die Koalition zu-
sätzliches Geld in die Hand nehmen,
um die bestehenden Häuschen aus-
zutauschen oder mindestens umzu-
gestalten.

CDU-Mann Heiko Franzen und
Christian Bergholz (sachkundi-
ger Bürger, Grüne) relativierten zu
Beginn der Debatte, es seien aus-
schließlich Haltestellen gemeint,
die ganz neu installiert werden oder
bestehende, die nach einem Scha-
den repariert werden müssen, was
ohnehin Geld kosten und Personal
binden würde.

„Bei der Belastung derVerwaltung
genießt das Thema nicht oberste
Priorität, aber wir sollten es nicht
außen vor lassen“, schob Franzen

nach und sagte auch, dass der An-
trag vielleicht unglücklich formu-
liert worden sei.

Denn darin heißt es: „…für die
auf Würselener Stadtgebiet befind-
lichen Bushaltestellen ist aufzuzei-
gen, inwieweit sich die Dachflächen
des an den Bushaltestellen vorhan-
denen Wetterschutzes für eine Be-
grünung nutzbar machen lassen“.

Die Begriffe „befindlich“ und
„vorhanden“ irritierten die anderen
Gremienmitglieder. Nichtsdesto-
trotz: An der generellen Idee hatten
SPD und UWG nichts auszusetzen;
Die Partei schon („Lieber einen
Acker kaufen und bepflanzen“), die
FDP zwar auch nicht, sie stimmte
dennoch gegen den Vorschlag, dass
sich die Verwaltung konzeptionell
mit dem Thema befassen soll. So
fragte der Liberale Andreas Carduck
in die Runde:„Warum sollen wir ein
Konzept beauftragen, wenn dieVer-
waltung das gar nicht leisten kann?“

Damit kam er auf etwas zu spre-
chen, was in dieser Sitzung, aber
auch in vielen anderen zuvor von
Politik wie Verwaltung selbst ange-
sprochen worden ist: Einige Abtei-

lungen im Rathaus, gerade die, die
sich mit dem Bauwesen beschäfti-
gen, sind stark überlastet.„Das The-
ma ist reizvoll, eine tolle Idee, wir
verstehen den Hintergrund. Aber
wenn es personell nicht machbar ist,
warum beschäftigen wir uns damit?
Das sage ich auch als Bürger“, be-
tonte Carduck.

Lieber Pflasterflächen entsiegeln

Aus Sicht der FDP verlas Carduck
zuvor, die Stadt solle „lieber weni-
ge Quadratmeter versiegelte Pflas-
terflächen im öffentlichen Bereich
aufnehmen, renaturieren und be-
pflanzen“. Das sei günstiger, als Bus-
haltestellen mit einer Statik zu be-
bauen, die PV-Anlagen und ein Beet
tragen können, das zur Insektenviel-
falt, zum besseren Mikroklima und
zum Sonnenschutz beitragen soll.
Bislang haben die Haltestellen auf
städtischem Gebiet Spitzdächer aus
Glas. Das heißt: Sonne pur für die
Wartenden und keine Möglichkeit
der Bepflanzung.

Yvonne Hahnrath von der SPD
versuchte, die Debatte etwas zu

moderieren, die Intention von
CDU/Grüne mit den Ansichten ihrer
Partei zu verbinden und das Thema
Bushäuschen auch ganzheitlich zu
betrachten. Sie sagte, es gebe immer
noch genügend Haltestellen ohne
Sitzmöglichkeiten, über die sich
Wartende sicherlich auch freuen
würden. Und da der Auftrag an die
Verwaltung mit keinem Zeitrahmen
versehen sei, widerspreche der Be-
schluss nicht der Rücksicht vor
überlasteten Teilen derVerwaltung.
„DieVerwaltung kann schauen, was
sinnvoll und machbar ist, wie teuer
es ist, ob PV-Anlagen möglich sind.
Wenn irgendwo an einer Haltestel-
len ein Schaden entsteht, kann man
dort vorgreifen“, sagte sie.

Danach beschloss das Gremium
bei zwei Gegenstimmen von Partei
und FDP sowie einer Enthaltung
der UWG, dass sich das Rathaus mit
dem Thema befassen soll – wann
auch immer das sein mag.

Achim Wirtz, stellvertretender
Leiter des Tiefbauamtes, sagte in der
Sitzung bereits, dass seine Mitarbei-
tenden weder dieses noch nächstes
Jahr Zeit dafür hätten.

Begrünte Bushaltestellen haben einige Vorteile, finden CDU/Grüne. Das sehen andere Fraktionen auch so. Mit der Umsetzung kann es aber noch dauern.

Begrünungwird hier schwierig bis unmöglich: Spitzdächer stehen demWunsch
entgegen, Bushaltestellen wie diese an der B57 ökologisch aufzuwerten.
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Realschulen und Gymnasium wachsen weiter
VON KARL STÜBER

ALSDORF Mit Kindersegen wird ge-
meinhin das Vorhandensein vieler
Kinder bezeichnet.Was Eltern in der
Regel erfreut, aber bisweilen auch
nervt, hat ebenso Auswirkungen
auf Kommunen wie die Stadt Als-
dorf. Denn die muss nun für den
im Stadtgebiet außergewöhnlich
gut gedeihenden Nachwuchs bin-
nen weniger Jahre die Kapazitäten
an weiterführenden Schulen kräftig
aufstocken.

„Da wird in Alsdorf erneut ein gro-
ßes Rad gedreht – und dies trotz ein-
geschränkter finanzieller Möglich-
keiten“, wie jetzt Manfred Schmidt,
Referatsleiter Jugend, Schulen und
Sport, im Ausschuss für Schulen,
Sport und Kultur sagte. Auf Basis
des Schulentwicklungsplans „er-
mächtigte“ der Fachausschuss
einhellig die Stadtverwaltung, die
Vorbereitungen zu treffen, um zu-
sätzlich am Dalton-Gymnasium
einen Zug (dann vierzügig) und
an der Realschule im Kultur- und
Bildungszentrum (Kubiz) einen
(dann drei) sowie an der Realschu-
le Marienschule zwei (dann fünf)
Züge einrichten zu können. Das
bedeutet, dass in Summe die Züge
an weiterführenden Schulen von
14 auf 18 aufgestockt werden. Die
entsprechenden Räume zu schaffen,
wird hohe Investitionen erfordern.
Allerdings wurde jetzt noch nicht
über die Kosten gesprochen, auch
nicht über Fördertöpfe, die eventu-
ell angezapft werden können. Dies
zu klären, geht jetzt mit der Erarbei-
tung des Konzepts einher.

Drei Ziele imFokus

Trotz der Haushaltslage verknüpft
Fachbereichsleiter Schmidt die
nun zu schaffenden Kapazitäten
mit einem ambitionierten Quali-
tätsanspruch. Es gehe um drei Zie-
le. Zum einen soll jeder Schülerin/
jedem Schüler in Alsdorf ein ge-
eigneter Schulplatz zur Verfügung
stehen, der den jeweiligen Fähig-
keiten entspricht. Dabei soll an
jeglicher Schule „ein Losverfahren
entbehrlich werden“. Zum anderen
soll innerhalb der Jahre währenden
Umsetzung eine Reduzierung der
Klassenstärken erreicht werden,
um die Schüler/innen besser unter-
richten zu können. Drittens sollen
Lösungen – baulicher Art und das
Bildungskonzept in der Stadt be-
treffend – angeboten werden, die
wirtschaftlich und nachhaltig sind.

Dabei setzt das jetzt in Rede ste-
hende Erweiterungskonzept für die
weiterführenden Schulen auf das

bereits für die Grundschulen be-
schlossene auf. Die Perspektive: Im
Schuljahr 2023/24 werden rund 100
zusätzliche Grundschulplätze und
im Schuljahr 2024/25 weitere 100
neu durch den Schulträger Stadt Als-
dorf zur Verfügung zu stellen sein.
Zeitversetzt wird diese „Bugwelle“
an Schülern 2027/28 und 2028/29
die weiterführenden Schulen er-
reichen.

Keine Siebenzügigkeit

Klar ist laut Verwaltung in Ge-
sprächen mit den Schulleitungen
geworden, dass eine dauer- und
regelhafte Siebenzügigkeit der
Gustav-Heinemann-Gesamtschu-
le „nicht praktikabel ist“. Deshalb
wird diese Bildungseinrichtung
von einer Aufstockung „verschont“
bleiben. Allerdings verwiesen die
Verantwortlichen von Gymnasium,
Kubiz- und Realschule in Mariadorf
darauf, dass an ihren Einrichtun-
gen derzeit keine entsprechenden
Aufnahmekapazitäten vorhanden
sind. So schlug das Gymnasium die
dauerhafte Einrichtung eines vier-
ten Zuges vor. In den beiden letzten
Jahren sei schon eine sogenannte
Mehrklasse eingerichtet worden,
was aber im dritten Jahr nicht mehr
zulässig sei.

DieVerwaltung hat nun der Politik
vorgeschlagen, das Gymnasium ab
Schuljahr 2023/24 vierzügig weiter-
zuführen. Deshalb sei eine Verein-
barung mit der im Kubiz unterge-
brachten Realschule zu treffen und
für einen angemessenen „echten
Neubau“ als Ausgleich zu sorgen.
Die Aufstockung der beiden Real-
schulen soll ab Schuljahr 2027/28
erfolgen. Und bis dahin? Da sind
Zwischenlösungen angestrebt. So
hat sich die Marienschule bereit
erklärt, für das Schuljahr 2023/24
eine Mehrklasse zu bilden.

Klassenstärke von38Schülern

Laut Fachbereichsleiter Schmidt sei
davon auszugehen, dass bei Beibe-
haltung der 14-Zügigkeit bei weiter-
führenden Schulen für das Schul-
jahr 2027/28 eine durchschnittliche
Klassenstärke von 38 Schülern (!) er-
reicht werden würde.„Das ist natür-
lich vollkommen undenkbar. Es ist
also an der Zeit, zu reagieren.“Wenn
vier zusätzliche Züge eingerichtet
werden würden, käme man dann
immer noch auf eine Klassenstärke
von 29,7. Allerdings sei zu berück-
sichtigen, dass dieser „Höhenflug“
anschließend wieder recht schnell
abflachen würde, also eine noch
stärkere Aufstockung der räum-

lichen Möglichkeiten um sechs
Züge nicht sinnvoll wäre. In Ab-
stimmung mit den Schulleitungen
halte die Stadt die vorübergehend
recht hohe Klassenstärke dennoch
für praktikabel.

Das wurde seitens der die Sitzung
verfolgendenVertreter der Schullei-

tungen mit Humor quittiert,Wider-
spruch wurde aber nicht formuliert.
Schmidt erinnerte erneut an die Op-
tion, zeitlich befristete Mehrklassen
„an welcher Schule auch immer“
zur Entlastung einzurichten. Der
Richtwert des Landes liege bei einer
Klassenstärke von 25 bis 29. Nach

Überschreiten des Scheitelpunkts
wäre dann im Schuljahr 2028/29
mit einer durchschnittlichen Klas-
senstärke von 26 zu rechnen.

Sitzungsleiter Friedhelm Krämer
ließ ausdrücklich Nachfragen sei-
tens der Schulleiter zu. Martin Wül-
ler, Leiter des städtischen Gymna-

siums, lobte, dass die Stadt Alsdorf
nach dem Neubau des Kultur- und
Bildungszentrums, das 57 Millionen
Euro gekostet habe, nur wenige Jah-
re später die Kapazitätserweiterung
angehe. „Wir hätten uns natürlich
von vornherein ein größeres Gebäu-
de gewünscht – und auch größere
Klassenräume.“ Nun seien Klas-
senräume mit 64 Quadratmetern
geplant, das Gymnasium verfüge
hingegen über Klassenräume mit 56
Quadratmetern.Wüller sei während
der Bauzeit bei nicht wenigen Sit-
zungen beim Bürgermeister dabei
gewesen, bei denen es immer wie-
der um die Frage gegangen sei, wo
man noch „kleiner fahren“ könne.
Er habe nur Lehrer gelernt, aber er
habe den Eindruck, dass „wir ohne
diese Zugeständnisse diese Perle im
Annapark nicht hätten“. Aus Reihen
der Schulleiter wurde zudem ange-
mahnt, die Ausstattung der Schulen
so zu gestalten, dass es keine Wett-
bewerbsverzerrung gebe. Es könne
nicht sein, dass die Gesamtschule,
die Marienschule und die Grund-
schulen in ihrer Ausstattung hin-
terherhinken. Darauf sei zu achten.

GenauenRaumbedarf feststellen

Bleibt die Frage, wer die entspre-
chenden Räume herrichtet bzw.
neu baut. Auf Nachfrage sagte Bür-
germeister Alfred Sonders (SPD),
dass entweder die Stadt Alsdorf
dies selbst stemmt, was aber von der
Entwicklung des Investitionshaus-
halts abhängig ist, oder die Stadt-
entwicklung Alsdorf GmbH gefor-
dert wird, deren Geschäftsführerin
Kathrin Koppe an der Sitzung des
Schulausschusses teilnahm. Diese
Gesellschaft hatte im Auftrag der
Kommune das Kubiz errichtet und
dann an die Stadt vermietet. „Wir
müssen uns jetzt mit den Schullei-
tungen zusammensetzen und den
genauen Raumbedarf feststellen.
Im Falle der Realschule im Kubiz
und des Gymnasiums könnte es
sein, dass neben dem Neubau von
Räumen vorhandene Räume auch
getauscht werden. Das müssen wir
erst noch sehen.“

Dabei werden die Bauarbeiter
wohl voraussichtlich „nur“ zur
Erweiterung des Kubiz anrücken
müssen, denn die schon längst an
den Standort Pestalozzistraße um-
gezogene Marienschule verfügt dort
laut Sonders jetzt schon über die
notwendigen Räume, um ihre Ka-
pazität von drei auf fünf Züge aus-
zubauen. Ausdrücklich lobt Sonders
die (neuen) Leiter der weiterführen-
den Schulen für ihre konstruktive
Zusammenarbeit.

Alsdorfs weiterführenden Schulen steht in den kommenden Jahren eine „Bugwelle“ an Schülern bevor. Erweiterungen sind nötig.

Angesichts der Entwicklung der Schülerzahlen und der Nachfrage soll nun das Alsdorfer Gymnasium vierzügig werden.
Auch die Realschule im Kultur- und Bildungszentrum soll von zwei auf drei Züge erweitert werden. FOTOS: KARL STÜBER


